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1  Anlass / Verfahren 
Anlass für die Aufstellung dieser Satzung ist der Wunsch, die Bebauung entlang der Straße 
Moorkamp durch weitere Wohngebäude zu ergänzen. Um die Bebauung zu ermöglichen wird 
das Instrument der sog. Ergänzungssatzung nach § 34 Abs. 4 Nr. 3 Baugesetzbuch (BauGB) 
gewählt. Dadurch werden Außenbereichsflächen der Gemeinde Moorrege, die durch bauliche 
Nutzungen der angrenzenden Bereiche geprägt sind, dem Innebereich nach § 34 BauGB zu-
geschlagen. Art und Maß der zulässigen Bebauung richten sich nach dem Maßstab der Um-
gebung. Zusätzlich werden einige Festsetzungen zur Zulässigkeit in der Satzung getroffen. 

Durch die Satzung wird die Schaffung eingeschossiger Wohnbebauung an städtebaulich ge-
eigneter Stelle ermöglicht.  

2 Lage des Satzungsgebiets / Bestand 

 
Abb. 1 : Luftbild mit Lage des Satzungsgebiets, ohne Maßstab (Quelle: Google Earth) 

 
Das Satzungsgebiet befindet sich im östlichen Siedlungsbereich der Gemeinde Moorrege, öst-
lich der Straße Moorkamp. Das Gebiet schließt an die bestehende Bebauungsstruktur, im Nor-
den an, diese besteht aus Einfamilien- und Doppelhäusern. Östlich und westlich befinden sich 
Flächen für die Landwirtschaft sowie Pferdekoppeln des angrenzenden Pferdehofs Brütt. 

Die Fläche befindet sich derzeit im Außenbereich und wird als Fläche für die Landwirtschaft 
genutzt. Am Westrand des Satzungsgebiets befindet sich ein Biotopkomplex bestehend aus 
Knick und Graben, welche begleitend am Straßenrand Moorkamp verlaufen.  

3 Rechtliche Rahmenbedingungen 
Der wirksame Flächennutzungsplan der Gemeinde Moorrege aus dem Jahr 1980 stellt das 
Satzungsgebiet als Fläche für die Landwirtschaft dar, diese zieht sich weit über das Gebiet 
hinaus. Südlich grenzen an die landwirtschaftlichen Flächen Wohnbauflächen.  
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Mit der 5. Änderung des Flächennutzungsplans (FNP) der Gemeinde Moorrege aus dem Jahr 
1984 wurde die unmittelbar nördlich an das Satzungsgebiet grenzende Fläche für die Land-
wirtschaft in eine Wohnbaufläche geändert.  

Auch wenn sich aus dem wirksamen Flächennutzungsplan keine bindenden Vorgaben erge-
ben wird durch diese Satzung dieser Planungsrahmen berücksichtigt. Diese Satzung steht den 
Zielen des FNP nicht entgegen. 

4 Festsetzungen 
Für das Satzungsgebiet sind nach § 34 Abs. 5 Satz 2 BauGB einzelne Festsetzungen nach § 
9 Abs. 1 BauGB zulässig. Von dieser Möglichkeit wird hier Gebrauch gemacht, um die dortigen 
Vorhaben steuern zu können. 

In den einbezogenen Außenbereichsflächen sind nur Wohngebäude zulässig. Weiterhin wird 
zur Begrenzung der Bodenversiegelung eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,2 bzw. 0,1 fest-
gesetzt. Es sind nur Wohngebäude mit maximal einem Vollgeschoss zulässig.  

Für die neuen Gebäude wird durch die Baugrenze ein 16 m tiefes Baufenster definiert welches 
sich über die Länge der voraussichtlich zwei Baugrundstücke erstreckt. Die Errichtung von 
Hauptgebäuden ist nur innerhalb dieser Fläche möglich. Dies ermöglicht eine flexible Gebäu-
destellung auf den Grundstücken. Nebenanlagen und Garagen werden durch diese Satzung 
nicht beschränkt und sind auch außerhalb der Baugrenze zulässig. Im südlichen Bereich des 
Satzungsgebiets wurde die GRZ auf 0,1 gesetzt, da dieser Teil lediglich als Gartengrundstück 
oder als Zufahrt zu den östlich angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen genutzt werden soll 
und nicht eigenständig für die Errichtung von Hauptgebäuden. Die vorhandene Zufahrt von 
der Straße Moorkamp befindet sich  

Der sich am Straßenrand befindende Biotopkomplex, bestehend aus Knick und Graben ist zu 
erhalten. Für den Knick reicht hierzu die nachrichtliche Übernahme als gesetzlich geschütztes 
Biotop aus, der Graben wird als Wasserfläche festgesetzt. Eine zusätzliche Zufahrt von der 
Straße Moorkamp ist zulässig. Hierzu kann der Graben an dieser Stelle verrohrt werden. Für 
den Knickdurchbruch ist zusätzlich eine Genehmigung der Unteren Naturschutzbehörde erfor-
derlich.  
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Abb. 2:  Städtebaulicher Entwurf, Maßstab 1:500 

5 Erschließung / Ver- und Entsorgung 
Zur Minimierung des notwendigen Eingriffs in den straßenbegleitenden Knick und den Graben 
wird nur eine mögliche neue Zufahrt in einer Breite von 5 m festgesetzt. Durch diese können 
z. B. zwei Grundstücke gemeinsam erschlossen werden. Die Eingriffe in die Biotope sind aus-
zugleichen (siehe Kapitel 8 „Naturschutz und Landschaftspflege“). 

Zufahrt 
geplant 
 

vorhandene 
Zufahrt 
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Zusätzlich gibt es für das südliche Baugrundstück die Möglichkeit das Grundstück über die 
vorhandene südliche landwirtschaftliche Auffahrt zu erschließen. Diese befindet sich außer-
halb des Satzungsgebietes und wird zur Erschließung der landwirtschaftlichen Flächen östlich 
der Straße am Moorkamp genutzt. 

Die Anbindung an den Personennahverkehr ist als sehr gut zu bezeichnen. Das Plangebiet ist 
durch die zum Hamburger Verkehrsverbund (HVV) gehörenden Buslinien 489 Elmshorn – Ue-
tersen – Wedel und 6663 Uetersen – Appen – Pinneberg, sowie an das ÖPNV-Netz der Met-
ropolregion Hamburg angeschlossen. Die nächstgelegenen Haltestellen sind „Moorrege, Glin-
der Weg“ (489), „Moorrege, Grothar“ und „Moorrege, Oberglinde“ (6663) in einer Entfernung 
von ca. 400 m bzw. 500 m (Luftlinie). Die Buslinien knüpfen in ihren weiteren Verläufen an 
diverse weitere HVV-Schnellbahn- und -Buslinien an. 

Die Ver- und Entsorgung der neuen Wohngrundstücke erfolgt vom Moorkamp aus. Ver- und 
Entsorgungsleitungen müssen in der Straße jedoch noch verlegt werden. Das Oberflächen-
wasser kann dem straßenbegleitenden Graben nicht zugeleitet werde. Bei dem Graben han-
delt es sich um den Verbandsgraben Nr. 87 des Wasserverbandes Pinnau-Bilsbek-Gronau, 
der bereits derzeit hydraulisch überlastet ist (siehe auch Erläuterungsbericht Gemeinde 
Moorrege –M2 Betrachtungen der Einleitstellen - vom 08.09.2011).  
Die Erschließung für den Bereich Regenwasser ist somit derzeit nicht gesichert. Es ist daher 
im Rahmen des Bauantragsverfahrens eine Versickerung oder Rückhaltung des Regenwas-
sers vorzusehen. Ein Entwässerungskonzept ist mit der Wasserbehörde abzustimmen. Für 
eine evtl. Einleitung in das Oberflächengewässer wird eine wasserrechtliche Erlaubnis erfor-
derlich werden 

6 Immissionen 
Da das Satzungsgebiet im Westen, Süden und Osten an landwirtschaftliche auch reitsportlich 
genutzte Flächen anschließt, sind hier geringe Immissionen aus dem Bereich der Landwirt-
schaft zu erwarten. Beeinträchtigungen durch die ordnungsgemäße Landwirtschaft, auch am 
Wochenende und nachts, sind daher als ortsüblich hinzunehmen. Hierzu zählen landwirt-
schaftlicher Verkehr und der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln auf den landwirtschaftlichen 
Flächen.  

Die Bewirtschaftung der landwirtschaftlichen Flächen in normalem Umfang nach dem Gebot 
der gegenseitigen nachbarschaftlichen Rücksichtnahme vorzunehmen. 

7 Altlasten 
Hinweise auf schädliche Bodenveränderungen und / oder Altlasten aus früheren gewerblichen/ 
industriellen Nutzungen im Plangebiet liegen derzeit nicht vor. Für zukünftige Bauvorhaben ist 
sicherzustellen, dass bei Auftreten von Bodenverunreinigungen die Belange der gesunden 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewahrt werden. Sollten im Zuge der Umsetzung des Planvor-
habens / bei den Erschließungsarbeiten bzw. beim Aushub von Baugruben Auffälligkeiten im 
Untergrund angetroffen werden, die auf eine Altablagerung und / oder eine Verunreinigung 
des Bodens mit Schadstoffen hindeuten, so ist der Fachdienst Umwelt – Untere Bodenschutz-
behörde – beim Kreis Pinneberg umgehend davon in Kenntnis zu setzen. 
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8  Naturschutz und Landschaftspflege 

8.1 Rechtlicher Rahmen 

Für Satzungen nach § 34 Abs. 4 BauGB besteht keine Pflicht zur Umweltprüfung. Europa-
rechtlich bedeutsame Umweltauswirkungen werden durch die Satzung nicht ausgelöst, da ge-
mäß § 34 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 und Nr. 3 BauGB durch die Satzung die Zulässigkeit von Vorha-
ben, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem UVP-
Gesetz oder nach Landesrecht unterliegen, nicht begründet wird und keine Anhaltspunkte für 
eine Beeinträchtigung der Erhaltungsziele und der Schutzzwecke der Gebiete von gemein-
schaftlicher Bedeutung und der europäischen Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnatur-
schutzgesetzes bestehen. 

Der § 18 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) bestimmt für den Fall, dass bei der 
Aufstellung von Satzungen nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB Eingriffe in Natur und Land-
schaft zu erwarten sind, darüber nach den Vorschriften des BauGB zu entscheiden. Für den-
jenigen Teil des Außenbereichs, der durch die Satzung in den Innenbereich einbezogen wird 
(hier das gesamte Satzungsgebiet), sind die Vermeidung und der Ausgleich der zu erwarten-
den Eingriffe in Natur und Landschaft (Eingriffsregelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz) 
gemäß § 1a Abs. 3 BauGB und die Belange des Umweltschutzes einschließlich des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB in der Abwägung gemäß 
§ 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen.  

Zusätzlich ist eine artenschutzrechtliche Betrachtung anzustellen, in der Gefährdungen euro-
paweit geschützter Arten herausgearbeitet und die in der entsprechenden Gesetzgebung for-
mulierten Verbotstatbestände (§ 44 Abs. 1 BNatSchG) benannt und planerisch vermieden 
bzw. kompensierend dargestellt werden müssen. 

Artenschutz ist bereits bei der Aufstellung von Satzungen nach § 34 Abs. 4 BauGB zu berück-
sichtigen, damit anschließend durchzuführende Baugenehmigungsverfahren nicht an unüber-
windbaren artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen scheitern können. Die Baugenehmi-
gungsbehörde kann entsprechende Maßnahmen in der Baugenehmigung festlegen. Unten 
genannte Maßnahmen zur Vermeidung von Verbotstatbeständen sind auf der Genehmigungs-
ebene entsprechend zu konkretisieren.  

8.2 Bestandbeschreibung 

Am 6. August 2013 hat eine Begehung des Satzungsgebiets stattgefunden, bei der sowohl die 
Flora als auch die Habitatstrukturen bezüglich ihres faunistischen Potenzials zusammenfas-
send beurteilt wurden. Die Zuordnung der Biotoptypen basiert auf der Standardliste der Bio-
toptypen in Schleswig-Holstein von 2003. Die Zuordnung des gesetzlichen Schutzstatus der 
Biotoptypen erfolgte gemäß des Bundesnaturschutzgesetzes (§ 30 BNatSchG) bzw. des 
schleswig-holsteinischen Landesnaturschutzgesetzes (§ 21 LNatSchG). 

Das Satzungsgebiet umfasst im Wesentlichen eine Pferdekoppel und schließt randlich einen 
Graben sowie einen Knick, die an der westlichen Grenze der Fläche verlaufen, mit ein. Das 
Gebiet wird im Norden durch Wohnbebauung, im Süden durch eine Reitanlage und im Westen 
vom Moorkamp begrenzt. Im Osten setzt sich die Koppel fort. Die weitere Umgebung ist von 
Siedlungsstrukturen, Pferdekoppeln, Grünland und Baumschulflächen geprägt.  

Der wirksame Flächennutzungsplan der Gemeinde Moorrege aus dem Jahr 1980 stellt das 
Satzungsgebiet als „Flächen für die Landwirtschaft“ dar. Im wirksamen Landschaftsplan aus 
dem Jahr 2001 ist der Bestand im Satzungsgebiet mit den Signaturen „Erhaltung Feuchtgrün-
land / Magergrünland / Grünland“, „Erhalt von Knicks“ und „Fließgewässer“ gekennzeichnet. 

Das Satzungsgebiet befindet sich im Übergangsbereich der Hohen Geest (Pinneberger Geest) 
und der sich westlich anschließenden Marsch. Nach der geologischen, bzw. bodenkundliche 
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Fachkarte des Landschaftsplans besteht der Untergrund aus nacheiszeitlichen, zum Teil eis-
zeitlichen Flugsanden, aus denen im Zuge der Bodenentstehung vergleyte Eisenhumuspod-
sole hervorgegangen sind. 

Die Beeinträchtigung der Grundwasserneubildung durch zu erwartende Versiegelungen in-
folge der Bebauung ist als sehr gering einzustufen. Durch eine flächensparende Ausweisung 
und eine Begrenzung der Versiegelung auf das unerlässliche Maß (Grundflächenzahl = 0,2) 
werden die Auswirkungen begrenzt. Der Knick und der Graben bleiben erhalten. Lediglich ein 
5 m langer Knickabschnitt muss für den Bau der Zufahrt gerodet und der Graben auf einer 
entsprechenden Länge verrohrt werden. 

Auf der Pferdekoppel südlich des Satzungsgebiets befindet sich ein Tümpel (Biotoptyp = FTo). 
Es handelt sich um ein gesetzlich geschütztes Biotop (§ 30 BNatSchG), das aufgrund seiner 
Lage außerhalb des Satzungsgebiets aber nicht betroffen sein wird. 

Im unmittelbaren Satzungsgebiet kommen drei Biotoptypen vor (vgl. Tabelle 1 und Abbildung 
2): Artenarmes Intensivgrünland auf mineralischen Standorten (GIm), ein Knick mit typischer 
Gehölzvegetation (HWt) und ein Nährstoffreicher Graben (FGr). 

Tabelle 1: Liste der im Satzungsgebiet vorkommenden  Biotoptypen 

Code Biotoptyp  Fläche  
Naturschutzfachliche 

Bedeutung 
Schutz-
status 

GIm 
Artenarmes Intensivgrünland auf mi-
neralischen Standorten 

1.640 m² allgemein - 

HWt Knick mit typischer Gehölzvegetation 270 m² besonders § 

FGr Nährstoffreicher Graben 250 m² allgemein - 

 

Der Biotoptyp artenarmes Intensivgrünland auf mineralischen Standorten (GIm) nimmt den 
überwiegenden Flächenanteil ein. Es handelt sich um eine intensiv beweidete Pferdekoppel 
mit Dominanz von Deutsches Weidelgras (Lolium perenne), Wiesen-Rispengras (Poa praten-
sis) und Wiesen-Fuchsschwanzgras (Alopecurus pratensis) sowie den Störungszeigern Große 
Brennnessel (Urtica dioica) und Stumpfblättriger Ampfer (Rumex obtusifolius). Die Grasnarbe 
ist infolge des hohen Besatzes durch Trittschäden geschädigt und es treten zahlreiche vege-
tationsfreie Stellen auf. 

Der Knick mit typischer Gehölzvegetation (HWt) verläuft entlang des Moorkamps an der west-
lichen Grenze des Satzungsgebiets. Die von Überhältern gebildete Baumschicht, mit zum Teil 
stattlichen Altbäumen (BHD 40-70 cm), besteht aus Stiel-Eiche (Quercus robur), die Strauch-
schicht hauptsächlich aus Schwarz-Erle (Alnus glutinosa), Faulbaum (Frangula alnus) und 
Eingriffeliger Weißdorn (Crataegus monogyna). Das Knickprofil aus Wall und Graben ist ins-
gesamt gut erhalten. Knicks sind gemäß § 30 BNatSchG geschützt. Sie haben somit beson-
dere naturschutzfachliche Bedeutung und sind in der Bilanzierung gesondert zu betrachten. 

Zwischen Knick und Koppel verläuft der nährstoffreiche Graben (FGr). Er ist nur temporär 
wasserführend, die Uferstaudenflur ist jedoch relativ gut ausgeprägt. Dominante Arten sind 
Großes Mädesüß (Filipendula ulmaria), Echter Baldrian (Valeriana officinalis), Gilbweiderich 
(Lysimachia vulgaris), Brennessel (Urtica dioica) und Kleinblütiges Springkraut (Impatiens par-
viflora). 
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Abb. 2:  Bestandskarte der Biotoptypen 
 

8.3 Hinweise zur Knickpflege  

Der vorhandene Knick (HWt) ist als gesetzlich geschütztes Biotop nach § 30 BNatSchG i.V.m. 
§ 21 LNatSchG nachrichtlich in die Planzeichnung zu übernehmen und zu erhalten. Handlun-
gen die zu einer Zerstörung oder einer sonstigen erheblichen Beeinträchtigung führen können, 
sind verboten. Eine Ausnahme von den Verboten kann auf Antrag zugelassen werden, wenn 
die Beeinträchtigungen ausgeglichen werden können. Pflegemaßnahmen sind entsprechend 
der Durchführungsbestimmungen zum Knickschutz des Knickerlasses vom 11. Juni 2013 (Er-
lass des Ministeriums für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des 
Landes Schleswig-Holstein – V 534-5315.10) durchzuführen.  

8.4 Eingriffsbilanzierung  

Für das Satzungsgebiet ist eine Eingriffsbilanzierung gemäß des gemeinsamen Runderlasses 
zum Verhältnis der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung zum Baurecht (Innenministerium 
und Ministerium für Umwelt, Natur und Forsten 1998) durchzuführen.  

Auf Flächen mit allgemeiner Bedeutung für den Naturschutz führen insbesondere Baugebiet-
splanungen durch Versiegelung in jedem Fall zu erheblichen und damit ausgleichsbedürftigen 
Beeinträchtigungen des Schutzgutes Boden. Auf Flächen mit besonderer Bedeutung für den 
Naturschutz führen sie auch zu erheblichen Beeinträchtigungen des Schutzgutes Arten- und 
Lebensgemeinschaften. Unvermeidbare Beeinträchtigungen sind durch Maßnahmen des Na-
turschutzes und der Landschaftspflege auszugleichen oder zu ersetzen. Ausgleichsmaßnah-
men sind auf die beeinträchtigten Funktionen und Werte dieser Schutzgüter auszurichten. 
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Der Ausgleich erfolgt in Form einer Ersatzzahlung an den Kreis Pinneberg. Die Höhe der Er-
satzzahlung bemisst sich nach den durchschnittlichen Kosten der nicht durchführbaren Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen (einschließlich der Kosten für deren Planung und Unterhal-
tung sowie die Flächenbereitstellung unter Einbeziehung der Personal- und sonstigen Verwal-
tungskosten). Die zu leistende Ersatzzahlung für das Vorhaben wurde in diesem Sinne nach 
den Vorgaben des Kreises Pinneberg ermittelt. Die Bemessung richtet sich dabei nach der 
naturschutzfachlichen Bedeutung der Flächen, dem Flächenanteil und der Art des Eingriffs. 
Tabelle 2 zeigt die Bilanzierung der fälligen Zahlungen. Die zu leistende Ersatzzahlung beläuft 
sich demnach auf 1.843,5 €. 
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Tabelle 2: Bilanzierung der erforderlichen Ausgleic hszahlungen  
Grundlage  Schutzgüter  
Größe und Wert 
der betroffenen 
Bereiche 

- ca. 1.676 m²  offene Bodenfläche (GIm) mit allgemeiner Bedeutung für den Na-
turschutz 

- ca. 70 m langer Knickabschnitt (HWt) mit besonderer Bedeutung für den Natur-
schutz 

- ca. 70 m langer Grabenabschnitt (FGr) mit allgemeiner Bedeutung für den Na-
turschutz 

Voraussichtliche 
Beeinträchtigun-
gen  
 

Bodenversiegelung 
- Für Teilgebiet 1 (1.347 m², GRZ 0,2) ergibt sich einschließlich der maximal 

grundsätzlich zulässigen Überschreitung der GRZ von 50 % für Nebenanlagen 
usw. eine potenzielle Versiegelung von 1.347 × 0,3 = 404,1 m². 

 
- Für Teilgebiet 2 (329 m², GRZ 0,1) ergibt sich einschließlich der maximal 

grundsätzlich zulässigen Überschreitung der GRZ von 50% für Nebenanlagen 
usw. eine potenzielle Versiegelung von 329 × 0,15 = 49,35 m². 

 
� Insgesamt ergibt sich eine potenzielle Versiegelung von 453,45 m².  

 
Rodung 
- Rodung eines 5 m langen Knickabschnitts für eine Zufahrt; besondere Bedeu-

tung für den Naturschutz 
 
Verrohrung 
- Verrohung eines 5 m langen Grabenabschnitts; allgemeine Bedeutung für den 

Naturschutz 
Ausgleichsbe-
darf 

Bodenversiegelung 
- Bei einer Versiegelung von Boden mit allgemeiner Bedeutung für den Natur-

schutz sind im Verhältnis von 1:0,5 für versiegelte Flächen Kompensationsflä-
chen bereitzustellen; folgender Ausgleich ist erforderlich (inkl. Überschreitung): 
453,45 m² × 0,5 = 226,7 m². 
 

Rodung 
- Eingriffe in Knicks (Biotop mit besonderer Bedeutung für den Naturschutz) sind 

im Verhältnis von 1:2 durch Knickneuanlagen auszugleichen; folgender Aus-
gleich ist erforderlich: 5 m Knicklänge × 2 = 10 m neu zu pflanzender Knick.  
 

Verrohrung 
- Verrohrungen von Gräben, sind im Verhältnis von 1:1 durch Entrohrung auszu-

gleichen; folgender Ausgleich ist erforderlich: 5 m Grabenlänge × 1 = 5 m not-
wendige Entrohrung.  

Ersatzzahlungen 
 

Bodenversiegelung 
- Für den Erwerb von Kompensationsflächen sind Ausgleichszahlungen von 

3,5 € pro m² zu entrichten: 3,5 € × 226,7 m² = 793,45 € 
 

Rodung 
- Für die Neuanlage von Knicks sind 65 € pro laufendem Meter zu entrichten: 

10 m × 65 € = 650 €. 
 
Verrohrung 
- Für die Entrohrung von Gräben sind 80 € pro laufendem Meter zu entrichten.  

4 m × 80 € = 400 €. 
 

� Insgesamt ergibt sich somit eine Ersatzzahlung in Höhe von 1.843,5 €. 
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8.5 Artenschutzrechtliche Betrachtung 

Die Schutzbelange gesetzlich geschützter Arten werden bei zulassungspflichtigen Vorhaben 
im Rahmen einer artenschutzrechtlichen Prüfung nach § 44 Abs. 1 BNatSchG betrachtet. 

Durch die Novellierung der Bundesgesetzgebung am 12. Dezember 2007 wurde das deutsche 
Artenschutzrecht zum Einen bezüglich der Verbotstatbestände an die europäischen Vorgaben 
der FFH- und der Vogelschutzrichtlinie begrifflich angepasst. Zum Anderen wurden die Zu-
griffsverbote sowie die Ausnahmetatbestände im Sinne eines ökologisch-funktionalen Ansat-
zes ausgerichtet. Dabei stehen der Erhaltungszustand der Population einer Art sowie die Si-
cherung des räumlich-funktionalen Zusammenhangs der Lebensstätten im Vordergrund. 

Bei Planungs- und Zulassungsvorhaben konzentriert sich das Artenschutzregime auf die eu-
ropäisch geschützten Arten des Anhanges IV der FFH-Richtlinie und auf die europäischen 
Vogelarten. Durch die artenschutzrechtliche Betrachtung sollen im Folgenden planungsrele-
vante Tier- und Pflanzenarten benannt werden, die im Satzungsgebiet bekannt oder zu erwar-
ten sind und durch deren Beeinträchtigungen Konflikte mit den Vorschriften des Artenschutz-
rechtes eintreten können. 

 

Das Artenschutzrecht nach BNatSchG 

Die im Rahmen einer Ergänzungssatzung vorgesehene Planung ist grundsätzlich geeignet, 
die Zugriffsverbote  des § 44 Abs. 1 BNatSchG zu tangieren. Hiernach ist es verboten: 

- wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, 
zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, 
zu beschädigen oder zu zerstören (Abs. 1 Nr. 1), 

- wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten 
während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Stö-
rung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert (Abs. 1 Nr. 
2), 

- Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten 
Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören (Abs. 1 Nr. 3), 

- wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihrer Entwicklungsformen 
aus der Natur zu entnehmen oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören 
(Abs. 1 Nr. 4). 

- Sind in Anhang IVa der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführte Tierarten oder europäische 
Vogelarten betroffen, liegt ein Verstoß gegen das Verbot des Absatzes 1 Nr. 3 und im 
Hinblick auf damit verbundene unvermeidbare Beeinträchtigungen wild lebender Tiere 
auch gegen das Verbot des Absatzes 1 Nr. 1 allerdings nicht vor, soweit die ökologi-
sche Funktion, der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder 
Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. Soweit dies erforder-
lich wird, können auch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen festgesetzt werden. Für 
Standorte wildlebender Pflanzen der in Anhang IVb der Richtlinie 92/43/EWG aufge-
führten Arten gilt Satz 2 und 3 entsprechend.  

Sind andere besonders geschützte Arten betroffen, liegt bei Handlungen zur Durchführung 
eines Eingriffs oder Vorhabens kein Verstoß gegen die Zugriffs-, Besitz- und Vermarktungs-
verbote vor. 

 

Ermittlung relevanter Arten und Bewertung nach Arte nschutzrecht 

Aufgrund der geringen Flächenausdehnung und der Strukturarmut der zu bebauenden Fläche 
(intensive genutzte Pferdekoppel) konnte auf eine konkrete Inventarisierung und quantitative 
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Aufnahme der vorkommenden Spezies verzichtet werden. Die Abschätzung des Artenvorkom-
mens erfolgte auf Basis einer Begehung am 06. August 2013, während der das Potenzial der 
Flächen bewertet wurde. Betrachtet wurden sämtliche im Satzungsbereich vorkommende Bi-
otoptypen sowie die jenseits der Geltungsgrenzen befindlichen Strukturen im näheren Umfeld. 
Die relevanten zu betrachtenden Arten ergeben sich aus dem durch die vorliegenden Habitate 
theoretischen Lebensraumpotenzial. Sie bilden daher ein tendenziell höheres Artenaufkom-
men ab, als real existent. Man spricht hierbei von einer „worst case- Betrachtung“. Das Spekt-
rum der durch den Eingriff beeinträchtigten Tiere ist in der Regel geringer, als in den Ergeb-
nissen dargelegt. 

Die Betrachtung beschränkt sich auf die nach MLUR (2008) in Schleswig-Holstein vorkom-
menden europäischen Vogelarten, Fledermausarten und weitere geschützte Arten des Anhan-
ges IV der FFH-Richtlinie. Säugetierarten wie Igel oder Eichhörnchen fallen nicht unter den 
Schutz des Anhanges IV FFH-Richtlinie und sind daher nicht Gegenstand der artenschutz-
rechtlichen Betrachtung. Die Sicherstellung des Erhalts von entsprechenden, nicht europa-
rechtlich geschützten Arten erfolgt über die parallel zur Artenschutzbetrachtung abzuarbei-
tende Eingriffsregelung. Es wird davon ausgegangen, dass auch zweckgebundene Ersatzzah-
lungen in entsprechender Höhe pauschalisierend betrachtet letztlich wieder dem betroffenen 
Artenspektrum zugutekommen. 

Europäische Vogelarten 

Auf Basis der Habitatbedingungen im Satzungsbereich werden im Folgenden potenziell vor-
kommenden europäische Vogelarten und ihr Gefährdungsstatus tabellarisch dargestellt (Ta-
belle 3). Mögliche Beeinträchtigungen durch das geplante Vorhaben werden auf der Ebene 
von Brutgilden (Südbeck 2005) betrachtet.  

Bodenbrüter des Offenlandes sind durch die die Überbauung eines Teils der Pferdekoppel 
nicht betroffen. Aufgrund der starken Nutzungsintensität ist ein Brutvorkommen von Wiesen-
vögeln wie Kiebitz oder Feldlerche ausgeschlossen.  

In den Gehölzstrukturen des Knicks hingegen können eine Vielzahl von Gehölzfreibrütern wie 
Amsel, Buchfink, Schwanzmeise, Heckenbraunelle, Klappergrasmücke und Dorngrasmücke 
vorkommen. Da die Überhälter- und Strauchschicht gut ausgebildet sind, könnten auch Gar-
tengrasmücke oder Gelbspötter auftreten. In den letzten Jahrzehnten sind auch einige Wald-
vögel wie Mäusebussard und Rabenkrähe zu regelmäßigen Knickbrütern geworden. Gehölz-
höhlenbrüter, welche Baumhöhlen in den älteren Stieleichen beziehen könnten, sind z.B. Blau-
meise, Kohlmeise, Gartenbaumläufer, Feldsperling. Ebenfalls möglich ist das Vorkommen von 
Bodenbrütern wie Zilpzalp, Rotkehlchen, Fitis, Zaunkönig oder Goldammer.  

Ein Vorkommen des auf der Vorwarnliste geführten Neuntöters, ist aufgrund der hohen Nut-
zungsintensität und der ungenügenden Präsenz dorniger Gehölze ausgeschlossen werden. 
Die Art bevorzugt wesentlich extensiver genutzte Kulturlandschaften und meidet Siedlungs-
strukturen. Nach Angabe des Brutvogelatlas von Schleswig-Holstein existieren im Gebiet 
keine Brutreviere (Berndt et al. 2003). 

Da der Gehölzbestand des Knicks erhalten bleibt, sind die Arten, die diesen potenziell bewoh-
nen, nicht direkt betroffen. Lediglich in dem 5 m langen Knickabschnitt der zwecks Bau einer 
Zufahrt gerodet wird besteht im Zuge der dafür notwendigen Fällmaßnahmen innerhalb des 
Frühjahrs und Sommers die Gefahr von Tötungen der Nestlinge bzw. der brütenden und hu-
dernden Altvögel. Zur Vermeidung des Tötungsverbots und des Verbots der Zerstörung von 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten nach § 44 Abs.1 Nr. 1 und 3 BNatSchG, sind die Fällungen 
außerhalb der für die Avifauna sensiblen Brutzeiträume durchzuführen. Innerhalb der Brutpe-
riode (1. März bis 30. September) ist eine Fällung nur zulässig, wenn fachkundig sichergestellt 
werden kann, dass die entsprechenden Gehölze nicht von brütenden Individuen besetzt sind.  

Es ist davon auszugehen, dass für die Brutvögel im Satzungsgebiet, auch bei Erhalt der vor-
handenen Gehölzstrukturen, Beeinträchtigungen durch die angrenzend geplante Wohnbebau-
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ung entstehen. Störungen während der Bauphase und durch die geplante Wohnnutzung las-
sen sich nicht vermeiden. Die potenziell vorkommenden Arten gelten aber überwiegend als 
ungefährdet und besitzen zumeist keine speziellen Habitatansprüche. In der knick- und he-
ckenreichen Umgebung des Satzungsgebiets stehen ausreichend Ausweichmöglichkeiten für 
die potenziellen Brutvögel zur Verfügung, so dass sich der Erhaltungszustand der lokalen Po-
pulationen nicht verschlechtert. Somit liegt kein Verbotstatbestand der erheblichen Störung 
nach § 44 Abs.1 Nr. 2 BNatSchG vor. 

Da Ersatzhabitate in ausreichendem Maße im Umfeld vorhanden sind, sind zur Vermeidung 
der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1-3 BNatSchG auch keine vorgezogenen Maß-
nahmen zur Sicherung der Vorkommen erforderlich.  

 
Tabelle 3: Potenziell vorkommende Vogelarten  

Artname RL 
SH Bemerkungen 

Amsel  
Turdus merula 

* nutzt alle vorkommenden Habitate 

Bachstelze  
Motacilla alba 

* 
nutzt offene Bereiche und findet Bruthabitate z.B. in 
Baumhöhlen  

Blaumeise  
Parus caeruleus  

* nutzt vorwiegend Gehölzstrukturen 

Bluthänfling  
Carduelis cannabina 

* nutzt vorwiegend Gehölzstrukturen 

Buchfink  
Fringilla coelebs  

* nutzt alle vorkommenden Habitate 

Buntspecht  
Dendrocopos major 

* nutzt vorwiegend Gehölzstrukturen, vor allem alte Ei-
chen 

Dorngrasmücke 
Sylvia communis 

* nutzt vorwiegend Gehölzstrukturen 

Eichelhäher  
Garrulus glandarius 

* nutzt vorwiegend Gehölzstrukturen 

Feldsperling 
Passer montanus 

* nutzt alle vorkommenden Habitate 

Elster  
Pica pica 

* nutzt alle vorkommenden Habitate 

Fitis  
Phylloscopus trochilus 

* nutzt vorwiegend Gehölzstrukturen 

Gartenbaumläufer  
Certhia brachydactyla 

* 
nutzt vorwiegend Gehölzstrukturen, vor allem alte Ei-
chen 

Gartengrasmücke  
Sylvia borin 

* nutzt vorwiegend Gehölzstrukturen 

Gartenrotschwanz 
Phoenicurus phoenicurus 

* nutzt vorwiegend Gehölzstrukturen 

Gelbspötter 
Hippolais icterina 

* benötigt ausgeprägte Strauchschicht und Überhälter 

Goldammer  
Emberiza citrinella 

* nutzt alle vorkommenden Habitate 
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Artname RL 
SH Bemerkungen 

Grünfink  
Carduelis chloris 

* nutzt vorwiegend Gehölzstrukturen 

Hausrotschwanz  
Phoenicurus ochruros 

* potenziell im Randbereich an bestehender Bebauung 

Haussperling  
Passer domesticus 

* potenziell im Randbereich an bestehender Bebauung 

Heckenbraunelle  
Prunella modularis 

* nutzt vorwiegend Gehölzstrukturen 

Klappergrasmücke  
Sylvia curruca 

* nutzt vorwiegend Gehölzstrukturen 

Kohlmeise  
Parus major 

* nutzt vorwiegend Gehölzstrukturen 

Mäusebussard  
Buteo buteo 

* 
theoretisch Brutmöglichkeit im Kronenbereich älterer 
Eichen, jedoch unwahrscheinlich 

Mönchsgrasmücke  
Sylvia aticapilla 

* nutzt vorwiegend Gehölzstrukturen 

Nachtigall  
Luscinia megarhynchos 

* 
nutzt vorwiegend Gehölzstrukturen und die Umge-
bung am Boden 

Rabenkrähe 
Corvus corone 

* nutzt alle vorkommenden Habitate 

Ringeltaube  
Columba palumbus  

* nutzt alle vorkommenden Habitate 

Rotkehlchen  
Erithacus rubecula 

* 
nutzt vorwiegend Gehölzstrukturen und die Umge-
bung am Boden 

Schwanzmeise  
Aegithalos caudatus 

* nutzt vorwiegend Gehölzstrukturen 

Singdrossel  
Turdus philomelos 

* nutzt vorwiegend Gehölzstrukturen 

Zaunkönig  
Troglodytes troglodytes  

* nutzt vorwiegend Gehölzstrukturen 

Zilpzalp  
Phylloscopus collybita  

* nutzt vorwiegend Gehölzstrukturen 

Erläuterungen:  RL SH Die Brutvögel Schleswig-Holsteins Rote Liste (Knief et al. 2010): 1-vom Aussterben 
bedroht, 2-stark gefährdet, 3-gefährdet, V-Vorwarnliste, R-extrem selten, *-nicht geführt 

 

Fledermäuse  

In Tabelle 3 werden alle in Schleswig-Holstein potenziell vorkommenden Fledermausarten 
(MLUR 2008) behandelt. Das Vorkommen von reinen Waldarten sowie von Arten, die an wald-
reiche Gewässerlandschaften gebunden sind, kann aufgrund des Fehlens entsprechender Ha-
bitatstrukturen im Gebiet jedoch als sehr unwahrscheinlich gelten.  

Potenziell vorkommende Gebäudearten wie die Zwergfledermaus oder Breitflügelfledermaus 
wären durch die Planungen nur indirekt betroffen, da die zu überplanenden Flächen derzeit 
keine baulichen Anlagen enthalten. Lediglich nutzbare Jagdhabitate innerhalb des Satzungs-
gebiets können von den Eingriffen beeinträchtigt bzw. zerstört werden. Allerdings bestehen im 
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Umfeld des Betrachtungsraumes ausreichend Ersatzhabitate, so dass durch die geplante Be-
bauung der Flächen für Gebäudefledermausarten kein Verbotstatbestand nach § 44 Abs. 1 
Nr. 1-3 BNatSchG eintritt.  

Für baumbewohnende Fledermäuse, die neben Waldhabitaten auch Sonderstrukturen in der 
Agrarlandschaft nutzen, wie z.B. der Große Abendsegler, stellt das Satzungsgebiet einen po-
tenziellen Lebensraum dar. Bei der Umsetzung der Planung bleibt der Gehölzbestand weitest-
gehend erhalten, so dass dort eventuell vorhandene Quartiere auch weiterhin genutzt werden 
können. Sollten in dem Bereich, in dem der Knick zwecks Bau der Zufahrt gerodet werden soll, 
Fällungen größerer Altbäume nötig werden, so sind diese zur sicheren Vermeidung des Tö-
tungsverbots (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) außerhalb der sensiblen Wochenstuben- und 
Überwinterungszeiten durchzuführen (vgl. Tabelle 4). Die Angabe der Zeiten richtet sich nach 
den Empfehlungen der Arbeitshilfe für Fledermäuse des Landesbetriebs Straßenbau und Ver-
kehr Schleswig-Holstein (2011).  

 Im Vorfeld der Eingriffe sind die ggf. zu fällenden Bäume zudem auf vorhandene Höhlen bzw. 
auf Besatz abzusuchen um zu prüfen ob der Verbotstatbestand der Entnahme, Beschädigung, 
Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) eintritt. Sollten 
Baumhöhlungen, die als Fledermausquartiere geeignet sind, vorhanden sein, so ist pro zer-
störtem Quartier ein Fledermaus-Quartierskasten mit der entsprechenden Funktion (Sommer- 
der Winterquartier) fachgerecht an vorhandenen Bäumen des Knicks zu installieren. Dies soll 
in Absprache mit der Unteren Naturschutzbehörde geschehen.  

Mit der Durchführung der Baumaßnahmen und nachfolgend mit dem Heranrücken der Bebau-
ung an den Knick sind Störungen verbunden. Die als massiv zu bezeichnenden Störungen 
während der Bauzeit sind aber zeitlich begrenzt. Fledermäuse gelten zudem als relativ un-
empfindlich gegenüber Lärm und Erschütterungen, wie verschiedene in der Literatur beschrie-
bene Beispiele von Quartieren z. B. unter Brücken belegen. In Bezug auf die zukünftige Wohn-
nutzung kann davon ausgegangen werden, dass Gewöhnungseffekte eintreten. Im Rahmen 
der Flächenerschließung sind zeitlich begrenzt potenzielle Nahrungshabitate betroffen. Im 
Verlauf der späteren Nutzung der Flächen entstehen aber Gärten, die als Nahrungsflächen 
von den genannten Arten genutzt werden können. Demzufolge greift das Störungsverbot (§ 
44 Abs.1 Nr. 2 BNatSchG) nicht. 

Tabelle 3: Potenzielles Vorkommen der Fledermausart en Schleswig-Holsteins 

Artname RL 
SH Vorkommen  Bemerkungen 

Bechsteinfledermaus 
Myotis bechsteinii 

2 unwahrscheinl. 
Waldart, in Schleswig-Holstein sehr selten, nur 
eine Wochenstube ist bekannt 

Braunes Langohr 
Plecotus auritus 

3 unwahrscheinl. 
Waldart, landesweit verbreitet, aber selten, haupt-
sächlich Mischwälder mit reichem Unterwuchs 

Breitflügelfledermaus 
Eptesicus serotinus 

V möglich 
Gebäudeart, nicht selten, könnte Quartiere in um-
liegender Bebauung bewohnen und Planungsflä-
chen als Jagdrevier nutzen 

Fransenfledermaus 
Myotis nattereri 

3 unwahrscheinl. 
ausgesprochene Waldart, hauptsächlich in den 
östlichen Landesteilen 

Große Bartfledermaus 
Myotis brandttii 

2 unwahrscheinl. 
ausgesprochene Waldart, in östlichen Landestei-
len, nur eine Wochenstube bekannt 

Großer Abendsegler 
Nyctalus noctula 

* möglich 

Waldart, bevorzugt strukturreiche Waldgesellschaf-
ten mit Laubholzanteilen, zahlreiche und kopf-
starke Wochenstuben vor allem in den östlichen 
Landesteilen, Vorkommen aufgrund der Habitatan-
sprüche eher unwahrscheinlich jedoch nicht auszu-
schließen 
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Artname RL 
SH Vorkommen  Bemerkungen 

Großes Mausohr 
Myotis myotis 

1 unwahrscheinl. 
Gebäudeart, in Schleswig-Holstein sehr selten, 
keine Nachweise im Kreis Pinneberg bekannt 

Kleine Bartfledermaus 
Myotis mystacinus 

G unwahrscheinl. 
Gebäudeart, in Schleswig-Holstein nur selten ver-
einzelte Tiere gesichtet, keine Nachweise im Kreis 
Pinneberg bekannt 

Kleiner Abendsegler 
Nyctalus leisleri 

2 unwahrscheinl. 
Waldart, Schleswig-Holstein liegt an der westlichen 
Verbreitungsgrenze, wenige Nachweise aus dem 
Raum Lauenburg 

Mückenfledermaus 
Pipistrellus pygmaeus 

D möglich 

Gebäudeart, an die Nähe von Wald und Gewässer 
gebunden, Vorkommen daher eher unwahrschein-
lich, Daten defizitär, wegen Verwechselung mit 
Zwergfledermaus 

Rauhhautfledermaus 
Pipistrellus nathusii 

3 möglich 
ausgesprochene Waldart, hauptsächlich in den 
östlichen Landesteilen 

Teichfledermaus 
Myotis dasycneme 

2 unwahrscheinl. 

in wasserreichen Waldgegenden, bzw. andere 
Feuchtlebensraumkomplexe, nur wenige Paa-
rungsquartiere und ca. 50 Überwinterer v. a. in der 
Segeberger Höhle 

Wasserfledermaus 
Myotis daubentonii 

* möglich 

Waldart, Hauptvorkommen in wasserreichen Wald-
gegenden , eine der häufigsten Fledermausarten, 
Vorkommen aufgrund der Habitatansprüche un-
wahrscheinlich, aber nicht auszuschließen 

Zwergfledermaus 
Pipistrellus pipistrellus 

D möglich 
ausgesprochene Gebäudeart, nicht selten, könnte 
Quartiere in umliegender Bebauung bewohnen und 
Planungsflächen als Jagdrevier nutzen 

Zweifarbfledermaus 
Vespertilio murinus 

2 unwahrscheinl. 
ausgesprochene Gebäudeart, bisher nur 13 si-
chere Nachweise von Einzeltieren meist aus Städ-
ten (Kiel, Kronshagen, Lübeck, Plön) 

Erläuterungen:  Potenziell vorkommende Arten grau unterlegt; RL SH Die Säugetiere Schleswig-Holsteins – 
Rote Liste (Borkenhagen 2001): 1-vom Aussterben bedroht, 2-stark gefährdet, 3-gefährdet, V-Vorwarnliste, R-
extrem selten, *-nicht geführt  

 

Weitere FFH-Arten 

Das Vorkommen weiterer Tierarten des Anhang IV, die in Schleswig-Holstein auftreten (MLUR 
2008), kann aufgrund der Zusammensetzung der Biotope und dem darauf liegenden Nut-
zungsdruck und der Nachbarschaft zum Siedlungsgebiet als sehr unwahrscheinlich gelten.  

Die Reptilienarten (Schlingnatter und Zauneidechse) sind wärmeliebend und benötigen Ma-
gerbiotope. Ein Vorkommen des Eremiten (eine Blatthornkäferart) kann aufgrund seines Ver-
breitungsareals nahezu ausgeschlossen werden. Zudem werden als Brutbäume solitäre Alt-
bäume oder lichte Wälder mit alten, dicken Baumstämmen, welche Baumhöhlen und einen 
feuchten Mulmkörper aufweisen, benötigt. Im Satzungsgebiet ist der Baumbestand vor allem 
aus Gründen der Verkehrssicherheit zu vital. 

Die Haselmaus bevorzugt strukturreiche Wälder. Sie kann zwar auch in Knicks vorkommen, 
diese müssen aber sehr struktureich und breit entwickelt sein. Letzteres ist im Satzungsgebiet 
infolge starker, randlicher Nutzungsbeeinträchtigungen durch die Straße auf der einen, und 
die Pferdekoppel auf der anderen Seite, nicht gegeben. Eine Vernetzung mit anderen geeig-
neten Biotopen fehlt. 

Die übrigen im südwestlichen Schleswig-Holstein vorkommenden FFH-Arten sind an die Nähe 
strukturreicher Feuchtbiotope gebunden. Weder der Graben im Satzungsgebiet, noch der au-
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ßerhalb gelegene Tümpel (14 m südlich der zukünftigen Baugrundstücke), stellen einen ge-
eigneten Lebensraum für anspruchsvolle wassergebundene Käfer, Muscheln, Wasserschne-
cken, Libellen oder Säugetiere des Anhang IV der FFH-Richtlinie dar.  

Auch ein Vorkommen von Amphibien der FFH-Richtlinie ist entweder aufgrund ihres Verbrei-
tungsareals (Kleiner Wasserfrosch, Rotbauchunke und Laubfrosch) (LANU 2005) oder auf-
grund nicht erfüllter Habitatansprüche höchst unwahrscheinlich. Der nur temporär wasserfüh-
rende Graben weist eine unzureichende Strukturgüte auf. Das Lebensraumpotenzial des 
360 m² großen Tümpels ist vor allem aufgrund fehlender Habitatstrukturen in der Umgebung 
für FFH-Arten als gering zu bewerten. Nach einem 2-3 m breiten Gehölzstreifen schließen sich 
im Westen und Süden direkt Reitplätze, im Norden eine Zufahrt und im Osten eine stark zer-
trampelte Pferdekoppel an. Die weitläufigere Umgebung ist von Siedlungsgebiet und intensiv 
genutzten Pferdeweiden geprägt. 

Nicht zu erwarten ist daher ein Vorkommen von Wechselkröte, Kreuzkröte und Knoblauchkröte 
(bevorzugen steppenartige, offene Landschaften mit lockeren Böden, Ruderalfluren, Sandtro-
ckenrasen wie beispielsweise auf militärischen Übungsplätzen oder in Kiesgruben) oder des 
Moorfroschs (bevorzugt Feucht- und Nasswiesen, Röhrichte, Bruch- und Auenwälder, Moor-
landschaften).  

Einzig ein Vorkommen des Kammmolchs, der einen günstigen Erhaltungszustand in der at-
lantischen Region Schleswig-Holsteins hat (MLUR 2008), ist nicht völlig auszuschließen, auch 
wenn er als Landlebensräume Feucht- und Nasswiesen, Brachen oder lichte Wälder mit Ta-
gesverstecken wie Steinhaufen, Holzstapel, Mäusebauen, Wurzelteller oder Totholz bevor-
zugt. Für diese Art, die auch in Siedlungsbereiche vordringt, würde die Entstehung von Gärten 
in der Nähe des Tümpels, gegenüber der jetzigen Nutzung als kurzrasige, zertrampelte Pfer-
deweide eine Verbesserung bedeuten, da Gärten vergleichsweise mehr Strukturreichtum bie-
ten. 

Die Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1-3 BNatSchG treten nicht ein. Es sind keine 
vorgezogenen Maßnahmen zur Sicherung der Vorkommen erforderlich.  

 

Pflanzenarten 

Im Rahmen der Begehung wurden keine artenschutzrechtlich relevanten Pflanzenarten (FFH-
Arten oder andere besonders geschützte Arten) gefunden. Eine Gefährdung geschützter 
Pflanzenarten sowie ein Eintreten der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG 
können aufgrund dieser Ergebnisse ausgeschlossen werden. Die Nutzung als intensive Pfer-
dekoppel verhindert die Entstehung von extensiven Grünlandstrukturen, auf denen entspre-
chende Arten Fuß fassen können. Auch der Knick bietet unter den Gehölzen keine Wuchsbe-
dingungen für Anhang IV oder sonstige geschützte Arten. Verbotstatbestände nach § 44 
BNatSchG werden durch den geplanten Eingriff nicht erreicht.  

Fazit 

Die artenschutzrechtliche Prüfung der planungsrelevanten Arten hat ergeben, dass die Ver-
botstatbestände des § 44 Abs.1 BNatSchG nicht eintreten, bzw. vermeidbar sind. Unter Be-
rücksichtigung der artspezifischen Brutzeit- bzw. Überwinterungszeiträume bei der Baufeld-
räumung sowie bei der Rodung des Knickabschnitts ist mit keinem der Verbotstatbestände zu 
rechnen. Aus Sicht des Artenschutzes bestehen somit keine Bedenken gegenüber dem ge-
planten Vorhaben. In Tabelle 4 sind die Ergebnisse der artenschutzrechtlichen Prüfung sowie 
die Vermeidungsmaßnahmen zusammenfassend dargestellt. 
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Tabelle 4: Übersicht über die Prüfung der Verbotsta tbestände nach § 44 BNatSchG, Vermei-
dungs- und Ausgleichsmaßnahmen  

Artengruppe Abs. 1 Nr. 1 
(Verletzung, Tötung 
etc.) 

Abs. 1 Nr. 2 
(erhebliche 
Störung) 

Abs. 1 Nr. 3 + 4 (Entnahme oder 
Zerstörung von Fortpflanzungs- 
und Ruhestätten; Entnahme von 
Pflanzen und Zerstörung der 
Standorte) 

Brutvögel 
(32 potenziell 
vorkommende 
Arten) 

Vermeidung erforder-
lich:  
Rodungen und Baufeld-
räumung außerhalb der 
Brutzeit (1.3. bis 30.9.), 
andernfalls fachkundi-
ger Nachweis, dass 
keine besetzen Nester 
oder Höhlen gefährdet 
sind. 

-- Verbotstatbestand nicht erfüllt:  
Die festgesetzte Ausgleichzahlung 
zur Knickneuanlage ist als vorsorg-
liche Kompensationsmaßnahme zu 
verstehen. 

Fledermäuse 
(6 potenziell 
vorkommende 
Arten) 

Vermeidung erforder-
lich: 
Baumfällungen außer-
halb der sensiblen Wo-
chenstuben- (1.5.-31.8.) 
und Überwinterungszei-
ten (1.10.-30.4.), an-
dernfalls absuchen der 
Bäume auf genutzte 
Quartiere. 
 
 

-- Ausgleich erforderlich: Sollten 
Baumhöhlungen, die als Fleder-
mausquartiere geeignet sind, vor-
handen sein, so ist pro zerstörtem 
potenziellen Quartier ein Fleder-
maus-Quartierskasten mit der ent-
sprechenden Funktion (Sommer- 
oder Winterquartier) fachgerecht 
an vorhandenen Bäumen im Knick 
zu installieren. 

Weitere Tierar-
ten des Anhang 
IV der FFH-
Richtlinie 

Verbotstatbestände nicht erfüllt, da keine weiteren FFH-Arten vorkommen. 

Pflanzen Verbotstatbestände nicht erfüllt, da keine FFH-Arten (oder andere besonders 
geschützte Arten) vorkommen. 
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9 Flächen und Kosten 
Flächen 

Das Satzungsgebiet hat eine Größe von insgesamt ca. 2.102 m².  

Davon entfallen auf (alle Angaben Zirka-Werte): 
Als Grundstücksfläche anrechenbare einbezogene  
Außenbereichsfläche 1.676 m² 
Private Grünfläche 354 m² 
Wasserfläche 72 m² 

Gesamt 2.102 m² 
 

Kosten 

Der Gemeinde entstehen durch diese Planung keine Kosten. Die Kosten für die Aufstellung 
der Satzung, die Ausgleichsmaßnahmen und die Baukosten werden durch den Vorhabenträ-
ger übernommen. 

 

 

Moorrege, den ............................ 

 

 

............................................................ 

Bürgermeister 


